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Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


Te rer 


Juhalt: Geſetz, betreffend Abänderung mehrerer Beſtimmungen der Geſetzgebung über die Stempelſteuer, 
S. 11s. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch die Regierungs- 
Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 117. 


(Nr. 9340.) Geſetz, betreffend Abänderung mehrerer Beſtimmungen der Geſetzgebung über 
die Stempelſteuer. Vom 19. Mai 1889. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages für den Umfang der 
Monarchie, mit Ausſchluß der Hohenzollernſchen Lande, was folgt: 


F. 1. 

a) Der von Pacht- und Miethverträgen, von Afterpacht- und After⸗ 
miethverträgen und von Verlängerungen derſelben, ſowie von antichretiſchen 
Verträgen zu entrichtende Stempel von einem Drittel vom Hundert wird auf 
ein Zehntel vom Hundert ermäßigt. 


b) Bei Pacht- und Afterpachtverträgen und deren Verlängerungen von 
ſechsjähriger oder längerer Dauer iſt es den Kontrahenten geſtattet, den Stempel 
in dreijährigen Friſten, für je drei Jahre im Voraus, zu zahlen. Die erſtmalige 
Verſteuerung hat innerhalb der für die Verſteuerung von Urkunden in den be— 
ſtehenden Stempelgeſetzen bewilligten vierzehntägigen Friſt, die Verſteuerung jeder 
folgenden Periode innerhalb vierzehn Tagen nach dem Beginne der letzteren zu 
erfolgen. 

e) Wenn die zu b geſtattete Theilverſteuerung nicht rechtzeitig bewirkt wird, 
verfallen die Kontrahenten in die geſetzliche Stempelſtrafe des Vierfachen der fällig 
gewordenen Steuer, und haben außerdem die noch rückſtändigen Theile der Steuer 
in ungetrennter Summe alsbald zu zahlen. 

d) Wenn Pachtverträge vor Ablauf der urſprünglich verabredeten Dauer, 
innerhalb einer ſchon verſteuerten Periode, ihr Ende erreichen, iſt eine fernere 
Verſteuerung nicht zu leiſten. 8 
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e) Verträge (Pacht- oder Afterpachtverträge), welche die Uebernahme der 
Rechte und Pflichten aus einem Pachtverträge ſeitens eines neuen Pächters 
zum Gegenſtande haben, unterliegen, gleichviel ob der Verpächter dem Vertrage 
beigetreten iſt oder ihn mitabgeſchloſſen hat, einem Stempel von höchſtens 1 Mark 
50 Pf., wenn dieſe Verträge von dem Pächter beziehungsweiſe von deſſen Erben 
mit dem Ehegatten, oder mit einem Verwandten des Pächters bis zum dritten 
Grade, oder mit einem Verſchwägerten deſſelben bis zum zweiten Grade, auch 
wenn die Ehe, wodurch das Schwägerſchaftsverhältniß begründet wurde, nicht 
mehr beſteht, aus dem Grunde abgeſchloſſen ſind, weil der Pächter durch den 
Tod oder ſonſtige unvermeidliche Urſachen außer Stand geſetzt iſt, die Pachtſache 
zu gebrauchen und zu nutzen. 

War der Vertrag, in welchen der neue Pächter eintritt, noch nicht für die 
volle Vertragsdauer verſteuert, ſo haftet letzterer für die erſt nach ſeinem Eintritt 
in das Pachtverhältniß fällig werdenden Theilzahlungen. 

$. 2. 

Für amtliche Führungszeugniſſe in Privatſachen ift eine Stempelabgabe 

nicht zu entrichten. 
§. 3. 


Der Stempel für Leichenpäſſe kann von der ausſtellenden Behörde ermäßigt 
oder nachgelaſſen werden. 
F. 4. 


In der Provinz Hannover unterliegen polizeiliche Erlaubnißſcheine zum 
Betriebe der Gaſt- oder Schankwirthſchaft und zum Kleinhandel mit Getränken 
dem für Ausfertigungen vorgeſchriebenen Stempel von 1 Mark 50 Pfennig. Die 
entgegenſtehende Beſtimmung des F. 6,7 des Geſetzes vom 24. Februar 1869 
(Geſetz-Samml. S. 366) wird aufgehoben. 

§. 5. 

Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, welche ganz oder theilweiſe auf einen 
Handels- oder Gewerbebetrieb irgend welcher Art gerichtet ſind, haben den Stem— 
pelfiskalen die Einſicht ihrer Verhandlungen zum Zweck der Stempelviſitation zu 
geſtatten. 

$. 6. 

Der Finanzminiſter wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Braunſchweig, den 19. Mai 1889. 


(J. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. v. Boetticher. v. Maybach. Frhr. Lucius v. Ballhauſen. 
v. Scholz. Gr. v. Bismarck. Herrfurth. v. Schelling. v. Verdy. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: . 


1) das unterm 11. Februar 1889 Allerhöchſt vollzogene Statut der Drainage 
genoſſenſchaft Krewinkel im Kreiſe Malmedy durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Aachen Nr. 10 S. 39, ausgegeben den 7. März 
1889; 

2) der Allerhöchſte Erlaß vom 6. März 1889, betreffend die : des 
Enteignungsrechts ſowie des Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den Land— 
kreis Königsberg für die von demſelben zu bauende Chauſſee von der 
Königsberg⸗Elbinger Provinzialſtraße bei Schönbuſch über Bahnhof 
Seepothen nach Lichtenhagen mit einer Abzweigung nach Bergau, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 15 S. 94, aus⸗ 
gegeben den 11. April 1889; 


3) der Allerhöchſte Erlaß vom 1. April 1889, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts, ſowie des Rechts zur Chauſſeegelderhebung an 
den Landkreis Breslau für den Bau einer Pflaſterſtraße von der Breslau— 
Groß-Wartenberger Provinzialchauſſee über Cawallen und Schwoitzſch 
zum Anſchluß an die Breslau⸗Schwoitzſch-Groß-Rädlitzer Aktienchauſſee, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 19 S. 144, 
ausgegeben den 10. Mai 1889, 


4) der Allerhöchſte Erlaß vom 1. April 1889, betreffend die Verleihung 
des Rechts an die Stadtgemeinde Homburg v. d. H., die zur Ausführung 
der für die Stadt projektirten Kanaliſation erforderlichen, in der Gemarkung 
Gonzenheim belegenen Grundſtücke im Wege der Enteignung mit einer 
dauernden Beſchränkung zu belaſten oder, ſoweit es nothwendig erſcheint, 
zu erwerben, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Wiesbaden 
Nr. 19 S. 159, ausgegeben den 9. Mai 1889; 


5) das unterm 1. April 1889 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Deich— 
genoſſenſchaft Breitfelde im Kreiſe Danziger Niederung durch das Amts— 
blatt der Königl. Regierung zu Danzig Nr. 19 S. 103, ausgegeben 
den 11. Mai 1889; 

6) der unterm 3. April 1889 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zu dem 
Statut des Carlowitz-Ranſerner Deichverbandes vom 6. Juli 1853 durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 17 S. 127, aus- 
gegeben den 26. April 1889; 

7) das Allerhöchſte Privilegium vom 4. April 1889 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Goch im Betrage 
von 120000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Düſſeldorf Nr. 19 S. 167, ausgegeben den 11. Mai 1889, 
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8) der Allerhöchſte Erlaß vom 8. April 1889, betreffend die Verleihung des 


9 


10 


11 


Enteignungsrechts an den Senat der freien und Hanſeſtadt Bremen zur 


Entziehung und zur dauernden Beſchränkung des behufs der zur Ver- 


— 


u 


— 


beſſerung des Schifffahrtsweges von Bremerhaven aufwärts bis Bremen 
auszuführenden Korrektion der Unterweſer innerhalb des Preußiſchen Staats— 
gebiets in Anſpruch zu nehmenden Grundeigenthums, durch das Amts— 
blatt der Königl. Regierung zu Stade Nr. 19 S. 131, ausgegeben den 
10. Mai 1889; 


das Allerhöchſte Privilegium vom 16. April 1889 wegen Ausfertigung 
auf den Inhaber lautender Kreisanleiheſcheine des Kreiſes Lyck im Betrage 
von 252000 Mark durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Gumbinnen Nr. 21 S. 160, ausgegeben den 22. Mai 1889; 


das unterm 16. April 1889 Allerhöchſt vollzogene Nachtragsſtatut zum 
Statut des Vogtsdorf-Halbendorfer Deichverbandes durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 20 S. 143, ausgegeben den 
17. Mai 1889, 

der Allerhöchſte Erlaß vom 24. April 1889, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Kreis Münſterberg bezüglich der zum 
chauſſeemäßigen Ausbau der um die Stadt Münſterberg herumführenden 
ſogenannten Wallſtraße erforderlichen Grundſtücke, durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 21 S. 168, ausgegeben den 
24. Mai 1889. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


